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Stadt Groß-Umstadt 
Flächennutzungsplan, 1. Änderung in den Stadtteilen  Kleestadt und Wiebelsbach 
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Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der  Behörden gemäß § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) und der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemä ß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB:  
 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben  
vom 01.08.2016 und mit der Bitte um Äußerung bis zum 26.08.2016.  
 
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form einer Auslegung in der Zeit vom 06.03.2017 bis 17.03.2017 statt. 
 
Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen der Behörden sowie aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung sind 
in der nachfolgenden Aufstellung dargelegt (Teil C): 
 
 
 
A Keine Stellungnahmen abgegeben haben: 
 

o Deutsche Telekom Technik GmbH, Mainz 
o HESSEN-FORST Forstamt Dieburg  
o Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Wiesbaden 
o Ev. Kirchenverwaltung, Darmstadt 
o Botanische Vereinigung für Naturschutz, Wettenberg  
o BUND Landesverband Hessen e.V., Frankfurt am Main  
o Deutsche Gebirgs- und Wandervereine, Weilrod  
o Hess. Gesellsch. f. Ornithologie und Natursch., Echzell  
o Naturschutzbund Deutschland, Wetzlar  
o Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Wiesbaden-Biebrich  
o Verband Hessischer Fischer e. V., Wiesbaden  
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B Stellungnahmen ohne Anregungen: 
 

o Eisenbahn-Bundesamt, Frankfurt am Main (Schreiben vom 11.08.2016) 
o Fraport AG, Frankfurt am Main (Schreiben vom 08.08.2016) 
o DFS Deutsche Flurgsicherung, Langen (Schreiben vom 17.08.2016) 
o Handwerkskammer Rhein-Main Darmstadt (Email vom 24.08.2016) 
o IHK Darmstadt, Darmstadt (Schreiben vom 26.08.2016) 
o Polizeipräsidium Südhessen, Darmstadt (Email vom 03.08.2016) 
o Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn (Email vom 02.08.2016) 
o Bischöfliches Ordinariat, Mainz (Email vom 03.08.2016) 
o Landesverband der Jüdischen Gemeinden, Frankfurt am Main (Schreiben vom 11.08.2016) 
o DADI Nahverkehrsorganisation, Darmstadt (Schreiben vom 15.08.2016) 
o Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Hofheim am Taunus (Email vom 22.08.2016) 
o Wasserverband Gersprenzgebiet, Erbach (Email vom 24.08.2016) 
o Fernleitungsbetriebsgesellschaft MBH, Idar-Oberstein (Email vom 08.08.2016) 
o GASCADE Gastransporte GmbH, Kassel (Email vom 05.08.2016) 
o Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG Kabel, Kassel (Schreiben vom 04.08.2016) 
o Amprion GmbH, Dortmund (Email vom 09.08.2016) 
o PLEdoc GmbH, Essen (Email vom 10.08.2016) 
o Landesjagdverband Hessen e.V., Bad Nauheim  

(Dieter Zwinger, Obmann für Naturschutz der Dieburger Jägerschaft e.V.) (Email vom 07.08.2016) 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

1 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement, Darmstadt Schreiben vom 09.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
Zu 1 
Erläuterung: 
Die Erschließungsplanung für die im Flächennutzungsplan, 1. Änderung dargestell-
ten Wohnbauflächen sowie der gemischten Bauflächen im Stadtteil Kleestadt erfolgt 
im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung. Allerdings ist davon auszugehen, dass 
die Erschließung auch über die Langstädter Straße unmittelbar zur L 3065 erfolgt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis von Hessen Mobil, wonach man sich vorbehalte entsprechende ver-
kehrliche Leistungsfähigkeitsberechnungen im Zusammenhang mit der Anbindung  
an die L 3026 im Rahmen der entsprechenden Bebauungspläne zu fordern, wird für 
die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zur Kenntnis genommen. Ein Ände-
rungserfordernis für die vorliegende 1. Änderung des Flächennutzungsplanes ergibt 
sich daraus nicht. 
 
 
 

  

 
1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

2 Deutsche Bahn AG, Frankfurt am Main Schreiben vom 05.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
Zu 2 
Erläuterung: 
Die Bahntrassen liegen zwischen 280 m bis 530 m westlich der neu dargestellten 
Bauflächen im Stadtteil Kleestadt bzw. ca. 265 m nördlich der dargestellten Bauflä-
chen im Stadtteil Wiebelsbach. Auf der nachfolgenden Bebauungsplanebene sind 
die durch den Eisenbahnbetrieb entstehenden Immissionen ggf. auf der Basis einer 
dann zu erstellenden schalltechnischen Untersuchung im Rahmen der Planung bzw. 
Abwägung zu behandeln. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Hinweis der Deutschen Bahn AG bezüglich der durch den Eisenbahnbetrieb 
entstehenden Immissionen wird für die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zur 
Kenntnis genommen. Ein Änderungserfordernis für die vorliegende 1. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ergibt sich daraus nicht. 
 
 
 

 
  

 
2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

3 
Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt  
und Geologie, Wiesbaden 

 

Schreiben vom 18.08.2016 

 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
Zu 3.1 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geo-
logie bzgl. der Lage der Plangebiete innerhalb der Zone III B eines geplanten bzw. 
festgesetzten Wasserschutzgebietes werden zum Anlass genommen, einen ent-
sprechenden Vermerk in die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes aufzunehmen. 
 
 
Zu 3.2 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geo-
logie bzgl. der Grundwasser- und Bodenverhältnisse werden für den zu erstellenden 
Umweltbericht zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie die Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

 
  

 
3.1 

 
3.2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.1 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg im 
Zusammenhang mit der erforderlichen Löschwassermenge werden für die Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung zur Kenntnis genommen und auf dieser Ebene im Zu-
sammenhang mit den dann vorliegenden Aussagen, insbesondere zu Art und Maß 
der baulichen Nutzung, geprüft. 
 
 
 
 
 

 
  

 
 
 
 
 
4.1 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 
 
 

 
Zu 4.2 
Erläuterung: 
Für den Bereich von Wiebelsbach wurde zwischenzeitlich von einem Fachbüro ein 
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet. Dieser kommt zusammenfassend zu 
dem Ergebnis, dass  
„…vorbehaltlich einer auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ggf. noch durchzu-
führenden vertiefenden Untersuchung nach vorliegendem Kenntnisstand zusam-
mengefasst werden kann, dass bei den durch das geplante Vorhaben betroffenen 
FFH-Anhang-IV-Arten und den europäischen Vogelarten die kontinuierliche ökologi-
sche Funktionalität der Fortpflanzungsstätten im räumlichen Kontext unter Berück-
sichtigung der genannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen erhalten bleibt. 
Auch bleiben Störungen mit Auswirkungen auf die lokalen Populationen und signifi-
kante Erhöhungen des Mortalitätsrisikos aufgrund der Vorbelastung aus. Somit wer-
den für keine Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vo-
gelarten gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie die Verbotstatbestände des § 44 
Abs. 1, 2 und 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt. Es wird daher keine Ausnahme 
gem. § 45 Abs. 7 Satz 1 BNatSchG für das Vorhaben benötigt.“ 
Allerdings sind Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen 
Funktionalität im Bebauungsplanverfahren zu beachten und umzusetzen, so bei-
spielsweise die zeitliche Einschränkung der Rodungsarbeiten oder die Schaffung 
von Ersatzquartieren für Fledermäuse und Nistkästen. 
Eine umfassende Bestandsbeschreibung kann der Begründung sowie dem arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag entnommen werden. Im Übrigen kann auf die Unterla-
gen zum Landschaftsplan verwiesen werden. 
Im weiteren Planverfahren sind durch die UNB neben artenschutzrechtlichen Aspek-
ten auch die naturschutzrechtlichen Belange zu prüfen, insbesondere ob eine natur-
schutzrechtliche Ausnahme erlassen werden kann. 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Darmstadt-Dieburg, 
wonach eine Beurteilung des Vorhabens erst nach Vorlage einer artenschutzrechtli-
chen Untersuchung mit spezieller artenschutzrechtlichen Prüfung vorgenommen 
werden kann und im nächsten Verfahrensschritt auch eine Bestandskarte vorgelegt 
werden soll, wurden zum Anlass genommen,             Fortsetzung folgende Seite  

 
  

 
4.2 

 
4.3 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 
 
 

 
Fortsetzung zu Pkt. 4.2, Beschlussvorschlag :  
einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag durch ein Fachbüro erstellen zu lassen. 
Dieser wird dem Umweltbericht als Anlage beigefügt und die Ergebnisse im Rahmen 
der weiteren Planung dargelegt.  
Der Hinweis der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises auf die im Landschafts-
plane erfolgte Darstellung als § 30 Biotop wird zum Anlass genommen, einen Hin-
weis als „Besonders geschütztes Biotop-Obstwiese“ in die 1. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes aufzunehmen, sowie auf das Erfordernis hinzuweisen, dass 
eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 30 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz durch 
die zuständige Untere Naturschutzbehörde erforderlich ist. 
Auf die Erstellung einer separaten Bestandskarte für die erste Änderung des Flä-
chennutzungsplanes wird jedoch verzichtet, da zum einen auf die Bestandserfas-
sung im Rahmen des Landschaftsplanes der Stadt Groß-Umstadt verwiesen werden 
kann und zum anderen eine Bestandsbeschreibung sowohl in der Begründung als 
auch in dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag erfolgt.  
Darüber hinaus erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu einem späte-
ren Zeitpunkt eine erneute detailliertere Bestandserfassung.  
 
 
Zu 4.3 
Erläuterung: 
Auch für diesen Bereich in Kleestadt wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
erarbeitet. Dieser kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass vorbehaltlich 
einer auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung noch durchzuführenden vertiefen-
den Untersuchung nach dem vorliegenden Kenntnisstand zusammengefasst werden 
kann, dass bei den durch das geplante Vorhaben betroffen FFH-Anhang-IV-Arten 
und den europäischen Vogelarten die kontinuierliche ökologische Funktionalität der 
Fortpflanzungsstätten im räumlichen Kontext unter Berücksichtigung der genannten 
Vermeidungsausgleichsmaßnahmen erhalten bleibt. Auch bleiben Störungen mit 
Auswirkungen auf die lokalen Populationen und signifikanten Erhöhungen des Mor-
talitätsrisikos aufgrund der Vorbelastung aus. Somit werden für keine Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 
der Vogelschutzrichtlinien die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1, 2 und 3 i. V. m. 
Abs. 5 BNatSchG erfüllt. Es werden daher keine Ausnahmen gemäß § 45 Abs. 7 
Satz 1 und 2 BNatSchG für das Vorhaben benötigt.  
Bei dem Flurstück 734 handelt es sich um eine nördlich an die Langstädter Straße 
angrenzende Fläche, die unmittelbar südöstlich an den Heuweg anschließt. Sie stellt 
sich zurzeit als mit Obstbäumen bestandene Wiese dar.  
Der Entwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt den im Geltungsbe-
reich gelegenen südlichen Teil des Flurstückes Nr. 734 als „Grünfläche – Hausgär-
ten / sonstige Gärten“ dar.  
Fortsetzung folgende Seite  

 
4.2 

 
4.3 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 
 
 

 
Fortsetzung zu Pkt. 4.3, Erläuterung :  
 
Der nördlich, außerhalb des Geltungsbereichs des 1. Änderungsplans, gelegene Teil 
des o. g. Flurstückes wird im Flächennutzungsplan der Stadt Groß-Umstadt eben-
falls als Grünfläche der Zweckbestimmung „Parkanlage, Hausgärten / sonstige Gär-
ten, Sportplatz“ dargestellt. 
 
Die von der Unteren Naturschutzbehörde benannte Streuobstwiese ist bislang nicht 
im Flächennutzungsplan als geschütztes Biotop dargestellt. 
Der Landschaftsplan aus dem Jahre 2000 weist die Fläche des Flurstückes Nr. 734 
zur Hälfte als mit Obstbäumen bestandenes Grünland mittlerer Nutzungsintensität 
sowie als „Kleingarten“ aus. 
 
 
Zu 4.3 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Darmstadt-Dieburg, 
wonach im nächsten Verfahrensschritt ein artenschutzrechtliches Gutachten vorge-
legt werden soll, wurden zwischenzeitlich zum Anlass genommen, einen entspre-
chenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag erarbeiten zu lassen. Die Ergebnisse 
bzw. Erkenntnisse werden im Umweltbericht sowie in der Begründung berücksichtigt. 
Das Gutachten wird Anlage des Umweltberichtes. 
Die Ausführungen der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises, wonach das 
Grundstück Nr. 734 als „Geschütztes Biotop“ anzusprechen sei, werden zum Anlass 
genommen einen Hinweis als „Besonders geschütztes Biotop-Obstwiese“ in die 
1. Änderung des Flächennutzungsplanes aufzunehmen, sowie auf das Erfordernis 
hinzuweisen, dass eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 30 Abs. 3 Bundesnatur-
schutzgesetz durch die zuständige Untere Naturschutzbehörde erforderlich ist. 
 
Hinsichtlich der Erstellung einer Bestandskarte ist auf die umfassende Bestandsbe-
schreibung in der Begründung sowie den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zu 
verweisen. Zudem kann auf die Unterlagen zum Landschaftsplan verwiesen werden. 
Auf die Erstellung einer separaten Bestandskarte auf Ebene des Flächennutzungs-
planes für den Teilbereich Kleestadt wird deshalb verzichtet und auf die Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung verwiesen. 
 
 
 

 
  

 
4.2 

 
4.3 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 

 

 
Zu 4.4 
Erläuterung: 
Es kann auf die Ausführungen und Beschlusslage zu Pkt. 3.1 verwiesen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Darmstadt-Dieburg wird hinsichtlich 
ihrer Ausführungen bzgl. der Lage der Plangebiete innerhalb der Zone III B eines 
geplanten bzw. festgesetzten Wasserschutzgebietes auf den entsprechenden Be-
schluss zur inhaltsgleichen Stellungnahme des Hessischen Landesamtes für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie verwiesen. 
 
 
 
Zu 4.5 
Erläuterung: 
In der Arbeitshilfe werden Themenbereiche aufgelistet, die im Zuge der Aufstellung 
eines Bauleitplanes aus wasserwirtschaftlicher Sicht abzuarbeiten sind. So sind 
unter anderem Angaben zu machen, die der Lage in Überschwemmungs- oder 
Trinkwasserschutzgebieten, zur Wasserversorgung und zum Grundwasserschutz, 
zur Bedarfsermittlung sowie zur Deckung der Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung.  
 
 
 

  

 
4.4 

 
4.5 



 Seite 11 

Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

4 Kreisausschuss des Kreises Darmstadt-Dieburg, Untere Na-
turschutzbehörde, Darmstadt 

Schreiben vom 25.08.2016 und 29.08.2016 

 
Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 

 

 
 
 
 
 
Zu 4.5 
Beschlussvorschlag:  
Der Verweis des Kreisausschusses des Kreises Darmstadt-Dieburg auf die Arbeits-
hilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleitpla-
nung wird für die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zur Kenntnis genommen. 
Erst auf der Ebene eines Bebauungsplanes können im Zusammenhang mit Angaben 
zur Planung, insbesondere zu Art und Maß der baulichen Nutzung, fundierte Aussa-
gen auch zu den einzelnen wasserwirtschaftlichen Belangen getroffen werden. 
 
 
 
 

  

 
4.4 

 
4.5 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

5 hessenARCHÄOLOGIE, Darmstadt Schreiben vom 09.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 

 

 

 
 
Zu 5 
Erläuterung: 
Da die genaue Lage und Bewertung aus archäologischer Sicht erst mit Durchführung 
einer archäologischen Untersuchung bzw. einer vorlaufenden geophysikalischen 
Prospektion möglich ist, wird vorgeschlagen diese Maßnahme bei der Aufstellung 
eines Bebauungsplans durchzuführen, da dann auch Art und Umfang der überplan-
ten Flächen bekannt ist. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen von HessenARCHÄOLOGIE, wonach der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes vorerst nicht zugestimmt werden könne, da mit Bodendenkmälern 
im Geltungsbereich zu rechnen sei, werden zum Anlass genommen, in die 1. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen. 
Bezüglich der Durchführung einer geophysikalischen Prospektion wird auf die Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung verwiesen, da dann auch die überplanten Flächen 
hinsichtlich Art und Umfang genauer bekannt sind. 
 
 
 
 
 
 

 
  

5. 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.1 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zum Themenbereich 
„Nachsorgender Bodenschutz“ werden zum Anlass genommen, den gewünschten 
textlichen Hinweis bzgl. schädlicher Bodenverunreinigungen als auch Aussagen zu 
Altflächen, Altlasten, schädlichen Bodenveränderungen und Grundwasserschäden in 
die Begründung aufzunehmen.  
 
 
Zu 6.2 
Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt, wonach die 1. Änderung 
des Flächennutzungsplanes keine Betrachtung der Belange des vorsorgenden Bo-
denschutzes beinhalte werden zum Anlass genommen, im zu erstellenden Umwelt-
bericht hierzu entsprechende Ausführungen zu treffen. 
 
 
Zu 6.3 
Erläuterung: 
Siehe Ausführungen und Beschlusslage zu den Pkt. 3.1 und 4.4. 
Darüber hinaus erfolgt ein Hinweis auf das „abgeplante Baugebiet“ im Südosten von 
Kleestadt, welches der 1. Änderungsplan nunmehr als „Fläche für die Landwirt-
schaft“ darstellt. 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt bzgl. der Lage der Plange-
biets in festgesetzten bzw. geplanten Wasserschutzgebieten werden zum Anlass 
genommen entsprechende Vermerke in die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes 
aufzunehmen.  
 
 

 
  

6.3 

 
6.1 

6.2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.4 
Beschlussvorschlag:  
Die Anregung des Regierungspräsidiums Darmstadt, bei der Umweltprüfung auch 
auf das Umweltmerkmal Grundwasser einzugehen, wird für den Umweltbericht zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.5 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zum Themenbereich Ab-
wasser zum anlagenbezogene Gewässerschutz sowie zum Umgang mit Nieder-
schlagswasser werden für die nachfolgende Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
zur Kenntnis genommen. 
 
 

  

 
 
 
6.3 

 
6.4 

 
 
 
 
6.5 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

  

 
 
 
 
 
 
Zu 6.6 
Erläuterung: 
Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes sind die Belange des Immissi-
onsschutzes und insbesondere die Immissionen durch Bahn- und Straßenlärm ab-
zuarbeiten. Dies erfordert in der Regel die Erstellung einer schalltechnischen Unter-
suchung als Grundlage für die Planung und weitere Abwägung. Die Erstellung eines 
entsprechenden Gutachtens ist jedoch erst bei Vorlage einer städtebaulichen Kon-
zeption sinnvoll, die die Grundlage für den dann zu erstellenden Bebauungsplan 
bildet.  
 
Beschlussvorschlag:  
Der Hinweis, auf die allgemeine Planungsgrundsätze für den Immissionsschutz wird 
zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf ergibt sich für die Ebene der Flä-
chennutzungsplanung hieraus jedoch nicht.  
 
Die Anregung zur Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung auf Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung wird nicht aufgegriffen, da erst bei Vorliegen einer 
städtebaulichen Konzeption und weitergehender Angaben, insbesondere zu Art und 
Maß der baulichen Nutzung, die Erstellung einer schalltechnischen Untersuchung als 
Grundlage für die verbindliche Bauleitplanung für sinnvoll erachtet wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

 
 
 
 
 
 
6.6 
 

6.7 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
  
 
 

 
 
Zu 6.7: 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt, auch Angaben zu machen, 
ob die Planung Auswirkungen auf gewerbliche Anlagen hat bzw. auf diese einwirken, 
werden zum Anlass genommen, diese - abgeschichtet auf der Ebene der Flächen-
nutzungsplanung - in dem Umweltbericht entsprechende Aussagen zu treffen. Dies 
gilt auch für die Themenbereiche Verkehrslärm, Geräusche, Lufthygiene, Erschütte-
rungen, Licht, Strahlung und Klima.  
 
 
 
 
 
 
 

 
  

6.7 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

6 Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
  
 
 

 
 
Zu 6.8 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zur Beteiligung des 
Kampfmittelräumdienstes werden zum Anlass genommen, diesen im Rahmen des 
weiteren Planverfahrens zu beteiligen. 
 
 
 
 
 

  

 
6.8 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

7 Zweckverband Gruppenwasserwerk Dieburg, Babenhausen Schreiben vom 22.09.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
 
 
Zu 7: 
Erläuterung: 
Siehe Ausführungen und Beschlusslage zu den Pkt. 3.1, 4.4 und 6.3. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
Der Zweckverband Gruppenwasserwerk Dieburg wird bzgl. seines Hinweises auf die 
Lage innerhalb der geplanten Wasserschutzzone III B für das Plangebiet im Stadtteil 
Kleestadt auf den entsprechenden Beschluss zur inhaltsgleichen Stellungnahme des 
Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie verwiesen. 
 
 
 
 
 

 
  

7 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

8 Stadtwerke Groß-Umstadt, Groß-Umstadt Schreiben vom 19.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 
 
 
Zu 8 
Beschlussvorschlag:  
Der Hinweis der Stadtwerke Groß-Umstadt, wonach das jeweilige Kanalnetz in 
Kleestadt und Wiebelsbach mit den derzeitigen Einwohnerzahlen die rechnerische 
Belastungsgrenze nahezu erreicht habe und im Rahmen eines Bebauungsplanver-
fahrens zu klären sei, wie eine Ertüchtigung (Rückhaltebecken) eingerichtet werden 
könnte, wird für die nachfolgende verbindliche Bauleitplanung zur Kenntnis genom-
men und die Begründung zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes um einen 
entsprechenden Hinweis ergänzt. 
 
 
 
 
 
 

  

8 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

9 e-netz Südhessen GmbH & Co: KG, Darmstadt Schreiben vom 23.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 9: 
Beschlussvorschlag:  
Die Ausführungen von e-netz Südhessen GmbH & Co. KG zu Betriebsmitteln im 
Plangebiet sowie zur Gasversorgung betreffen die Ebene der nachfolgenden Bebau-
ungspläne und werden für die nachfolgenden Planverfahren zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 

 

  

 
 
9 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 4 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

10 
Bürger 1 bis 17 

(Sammel-Einspruch Anwohner Rohrwiesenweg/Bodenäcker  
im Rahmen des Scoping-Verfahrens) 

Schreiben vom 28.08.2016 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 
 

 

Zu 10.1: 
Erläuterung: 
Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt die bauliche Entwicklung im 
Stadtteil Wiebelsbach gemäß § 5 BauGB in ihren Grundzügen dar. D.h. im vorlie-
genden Fall erfolgt eine Darstellung als „Wohnbaufläche“. Die genaue Planung, eine 
weitergehende Differenzierung u. a. bzgl. der geplanten Erschließung, Art und Maß 
der baulichen Nutzung können der verbindlichen Bauleitplanung überlassen bleiben. 
 
Der Ortsbeirat hat grundsätzlich keine Bedenken hinsichtlich der geplanten Darstel-
lung als „Wohnbaufläche“. 
 
Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes können dann auch Festsetzun-
gen getroffen werden, die eine an die Örtlichkeit angepasste Bebauung vorgibt bzw. 
eine Entscheidung über die verkehrliche Erschließung trifft. Weiterhin kann dann 
beispielsweise auch die Zahl der Wohnungen für Wohngebäude beschränkt werden.  
 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Bedenken der Bürger bzgl. der Darstellung als „Wohnbaufläche“ im Stadtteil 
Wiebelsbach insbesondere hinsichtlich der Erschließung der Flächen bedingen keine 
Änderung der Planung. Der Flächennutzungsplan gibt die städtebauliche Entwick-
lung in ihren Grundzügen vor.  
Das heißt im vorliegenden Fall ist die Ausweisung als Wohnbaufläche im Zusam-
menhang mit der bestehenden Bebauung zu sehen. Eine Darstellung als „Wohnbau-
fläche“ im Rahmen einer Ortsabrundung wird städtebaulich als sinnvoll erachtet.  
Auf Bebauungsplanebene ist sodann, abhängig von Art und Maß der baulichen Nut-
zung, eine gesicherte Erschließung nachzuweisen, ohne die eine Bebaubarkeit der 
Flächen nicht gegeben ist und es sind Festsetzungen zur maximalen Bebaubarkeit 
zu treffen.. 
 
 
Zu 10.2: 
Beschlussvorschlag:  
Die Anregung der Bürger, dass der ursprüngliche Flächennutzungsplane in seiner 
Form Bestand haben sollte führt zu keiner Änderung der Planung. Es wird an der 
Zielsetzung festgehalten, mit der vorliegenden 1. Änderung des Flächennutzungs-
planes für den im Stadtteil Wiebelsbach gelegenen Teil des Geltungsbereiches im 
Sinne einer Ortsabrundung eine kleine Fläche ergänzend an bestehende Wohnbau-
flächen ebenfalls als Wohnbaufläche darzustellen. 

 
  

  
 
10.1 

 
10.2 
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Teil C             Stellungnahmen nach § 3 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 
Bürger 5 + Bürger 10 

(im Rahmen der Frühzeitigen Bürgerbeteiligung) 

Schreiben vom 17.03.2017 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 
 
 

Zu 11.1: 
Erläuterung: 
Siehe Ausführungen und Beschlusslage zu Pkt. 10. 
 
Im Entwurf der Begründung wird u.a. folgendes ausgeführt: 
„Im Stadtteil Wiebelsbach soll ergänzend eine kleinere gut erschließbare Fläche im 
Sinne einer Ortsabrundung als Wohnbaufläche dargestellt werden.“ (Punkt 1) 
„Die Erschließung wird über die bereits bestehende Stichstraße vom Rohrwiesenweg 
aus sichergestellt. Die nächstgelegene Bushaltestelle „Am Sportplatz“ befindet sich 
in ca. 200m Entfernung (K69, 671,678, 681)“ (Punkt 6.2) 
Der Nachweis einer gesicherten Erschließung, eines ausreichenden Brandschutzes 
usw. ist im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bzw. letztendlich auf Projekt-
ebene nachzuweisen. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
Die vorgebrachten Bedenken bezüglich der Erschließung der Wohnbaufläche im 
Stadtteil Wiebelsbach führen nicht zu einer Änderung der Planung.  
Grundsätzlich wird an der Darstellung als Wohnbaufläche auf Ebene des Flächen-
nutzungsplanes mit dem Ziel festgehalten, eine Ortsabrundung der bestehenden 
Bebauung zu ermöglichen. 
Auf Bebauungsplanebene ist sodann, abhängig von Art und Maß der baulichen Nut-
zung eine gesicherte Erschließung nachzuweisen, ohne die eine Bebaubarkeit der 
Flächen nicht gegeben ist. Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
 
 
Zu 11.2: 
Erläuterung: 
Hinsichtlich eventuell erforderlicher Maßnahmen zur Vermeidung von Bauschäden 
an der umgebenden Bebauung ist letztendlich auf die Ausführung des Vorhabend zu 
verweisen. 
 
Beschlussvorschlag:  
Die vorgebrachten Bedenken bezüglich möglicher Schäden an bestehenden Bau-
werken bei einer Bebauung des Grundstückes und dem Einsatz von schwerem Bau-
gerät führen zu keiner Änderung der Planung. Diesbezüglich ist auf die Ebene der 
Bauausführung zu verweisen. 
 

 
  

 
 
 
11.1 

 
 
11.2 
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Teil D             Stellungnahmen nach § 3 (1) BauGB mit Anregungen od er Hinweisen  

11 
Bürger 5 + Bürger 10 

(im Rahmen der Frühzeitigen Bürgerbeteiligung) 

Schreiben vom 17.03.2017 

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung 
 

 

 
 
 
 

 
 
Zu 11.3: 
Erläuterung: 
 
Im Entwurf der Begründung wird u.a. folgendes ausgeführt: 
 
„Das in Wiebelsbach gelegene Änderungsgebiet ist Teil einer Fläche, die als „Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft – Obstwiese, geplant“ dargestellt ist. Darüber hinaus ist das Plange-
biet selbst auch als „Besonders geschütztes Biotop gemäß Landschaftsplan – Obst-
wiese“ dargestellt.“ 
 
Bezüglich des Themenbereiches „Artenschutz“ kann auf die Ausführungen und Be-
schlusslage unter Pkt. 4.2 verwiesen werden. 
 
Beschlussvorschlag:  
Hinsichtlich der vorgetragenen Bedenken zum Themenbereich „Artenschutz“ ist auf 
zwischenzeitlich vorliegende artenschutzrechtliche Fachbeiträge zu verweisen. Da-
nach steht grundsätzlich einer Bebauung des Gebietes unter Einhaltung bestehen-
der Vorgaben und Maßnahmen, die auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu 
treffen sind, aus artenschutzrechtlichen Gründen nicht entgegen.  
Bezüglich des Hinweises auf die bisherige Darstellung als „Fläche für Maßnahmen 
für den Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft - 
Obstwiese“ im Flächennutzungsplan wird ein möglicher Schutzstatus von der zu-
ständigen Naturschutzbehörde im Rahmen des weiteren Planverfahrens geprüft. 
Grundsätzlich wird allerdings der Zielsetzung planungsrechtlich eine Bebauung zu 
ermöglichen, Vorrang eingeräumt gegenüber einer Erhaltung von Teilen einer Streu-
obstwiese, um hier im Rahmen einer Ortsabrundung der Nachfrage nach Wohnbau-
flächen Rechnung zu tragen. 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
11.3 


